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Liebe Leserin, lieber Leser,  

Wirtschaft und Politik stehen immer in einem gewissen Spannungsverhältnis zueinander. Auch mit den 
Gewerkschaften gibt es mal größere und mal weniger große Übereinstimmungen. Aber die Politik muss zu 
den Unternehmensvertretern und ihren Verbänden ein ebenso kritisch-konstruktives Gesprächsklima pflegen 
wie zu den Arbeitnehmern und ihren Organisationen. 

In dieser Woche hat es allerdings ein in dieser Form und Deutlichkeit bisher nicht gekanntes, öffentliches 
Misstrauensvotum der Wirtschaft gegenüber der Ampelregierung gegeben. Der BDI-Präsident spricht von 
„zwei verlorenen Jahren“ in der Wirtschaftspolitik, der Arbeitgeberpräsident hat schon vor mehreren 
Wochen erklärt, es mache keinen Sinn mehr, mit der Regierung zu sprechen. 

Selbst der Präsident des Deutschen Industrie- und Handelskammertages, schon von der Institution her zur 
Zurückhaltung verpflichtet, stimmt ein in diese Kritik. Ganz offensichtlich ist die Stimmung in der 
deutschen Wirtschaft deutlich schlechter als dies von der Regierung wahrgenommen wird. BDI, BDA und 
DIHT beklagen aber nicht nur die Lage in den Unternehmen. Es verbreitet sich unter den Repräsentanten der 
deutschen Wirtschaft ein Klima von Resignation und Frust über die Art des Umgangs. Die Arbeitskosten in 
den Unternehmen steigen immer weiter, die Bürokratielasten nehmen mit fast jedem Gesetz der Ampel zu, 
die Energiekosten bleiben trotz vieler gegenteiliger Versprechen zu hoch und über die Steuern wird mit 
geradezu destruktiver Lust gestritten. Aber es gibt offensichtlich überhaupt kein Format mehr, wie die 
Wirtschaft mit der Regierung über diese Themen sprechen kann. 

Nach zweieinhalb Jahren Ampel muss sich die Wirtschaft in Deutschland wohl darauf einstellen, dass 
jedenfalls kurzfristig keine Besserung in Sicht ist. Dabei könnten in den genannten Bereichen – 
Arbeitskosten, Bürokratielasten, Energiekosten und Steuern – relativ schnell Entlastungen erfolgen. Diese 
Entlastungen wären nur zum Teil haushaltswirksam, und dort, wo sie es wären, müsste die Bundesregierung 
zwei Jahre nach der „Zeitenwende“ nun endlich einmal Prioritäten setzen. Einsparungen im Bundeshaushalt 
wären vor allem beim sogenannten „Bürgergeld“ möglich als auch bei den angewachsenen 
Subventionstöpfen für die „Transformation“ unserer Volkswirtschaft hin zur Klimaneutralität. 

Wir brauchen eine Sozialpolitik, die den wirklich Bedürftigen hilft und die Arbeitsfähigen zur Aufnahme 
einer Beschäftigung ermutigt; und wir brauchen eine Wirtschaftspolitik, die die Wettbewerbsfähigkeit aller 
Unternehmen stärkt, nicht nur die, deren Erhalt sich die Regierung wünscht. Aber das sind eben zwei 
vollkommen andere Modelle der Sozialpolitik und der Wirtschaftspolitik gegenüber der gegenwärtigen 
Regierungspolitik. Wenn darüber zwischen der Regierung und den Vertretern der Wirtschaft noch nicht 
einmal mehr vernünftig gesprochen wird, dann dürfte sich der Trend einer strukturellen 
Wachstumsschwäche unserer Volkswirtschaft in den nächsten Monaten eher verfestigen. 

Mit besten Grüßen 

Ihr Friedrich Merz 

 


